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verständnis der Lehrerschaft, das in der DDR erst seit den jüngsten Ereignissen 
in seiner Widersprüchlichkeit zunehmend greifbar wird. Modifizierend wirken 
sich weiterhin die unterschiedlichen staatlichen Strukturen aus: Die Situation 
in der Bundesrepublik Deutschland ist durch die föderative Struktur und die 
betonte Eigenständigkeit der Länder charakterisiert. Sie umfaßt das differen­
zierte Schulsystem ebenso wie die Vielfalt der Formen der Lehrerbildung. In 
der Deutschen Demokratischen Republik, wo gemäß dem seit 1965 gültigen 
"Gesetz über das einheitliche sozialistische Bildungssystem" alle Grundfragen 
der Volksbildung zentral geregelt werden, ist eine stärkere Einheitlichkeit 
gewollt, die auch in der Verwendung des Systembegriffs für das Bildungswe­
sen zum Ausdruck kommt. Im wesentlichen wird nur zwischen zwei Lehrer­
kategorien unterschieden, und zwar zwischen dem auf Fachschulniveau aus­
gebildeten Unterstufenlehrer und dem an Universitäten und Pädagogischen 
Hochschulen ausgebildeten Diplomlehrer . 

Unter dem Spannungsbogen von unterschiedlicher staatlicher und politi­
scher Regulierung, gemeinsamer öffentlicher Aufmerksamkeit und postulier­
tem Berufsethos sollen im folgenden Leitbild und Tätigkeit des Lehrers in der 
Bundesrepublik Deutschland und in der Deutschen Demokratischen Republik 
beschrieben und gegenübergestellt werden. Im einzelnen werden Aufgaben­
bereiche und Tätigkeitsfelder, Fragen des Berufszugangs, bildungspolitische, 
arbeitsrechtliche und pädagogische Bedingungen der Berufsausübung darge­
stellt; auch wird näher auf die gegenwärtige Zusammensetzung der Lehrer­
schaft eingegangen. 

Das gesicherte Wissen weist hierbei zu einzelnen der genannten Bereiche 
in beiden deutschen Staaten nicht unerhebliche Lücken auf; aus diesem Grund 
versteht sich der vorliegende Beitrag weitgehend als ein Überblick zur Her­
ausarbeitung und zur Präzisierung offener Fragestellungen, legt aber punktuell 
bereits auch erste Ergebnisse vor. Er basiert im übrigen auf zwei entsprechen­
den Einzelbeiträgen zur Thematik "Lehrerbildung und Lehrerschaft", die im 
Rahmen des "Vergleichs von Bildung und Erziehung in der Bundesrepublik 
Deutschland und in der DDR" erarbeitet wurden2; die jüngsten Entwicklungen 
in der DDR seit Oktober 1989 konnten nur in ihren Anfangen einbezogen 
werden. 

1. Aufgabenbereiche und Tätigkeitsfelder 

In der Bundesrepublik Deutschland wurde im "Strukturplan für das Bil­
dungswesen" ( 1970) durch die Bildungskommission des Deutschen Bildungs­
rates ein zeitgemäßes und gleichsam offizielles Berufsbild entworfen, das eine 
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Leitfunktion für die dargestellten Rechts- und Zielvorgaben der Lehrerausbil­

dung ausübte. Danach hat der Lehrer vielfaltige Aufgaben zu bewältigen: 

- er hat u.a. zu unterrichten, zu erziehen, zu beraten, zu kooperieren, zu 

verwalten, zu organisieren, zu beaufsichtigen, zu innovieren; 

- er vermittelt "gesicherte" Kenntnisse und Fertigkeiten, allgemein akzeptier­

te Werte und entwickelt die Fähigkeiten des Schülers; 

- er muß widersprüchliche Rollenerwartungen erfüllen u.a. gegenüber Schü­

ler, Eltern, Kollegen, Schulaufsicht sowie der Öffentlichkeit; 

- er ist gehalten, an Maßnahmen der Lehrerfort- und Lehrerweiterbildung 

teilzunehmen. 

Die Aufzählung dieser Aufgaben legt einerseits die Schlußfolgerung nahe, 

als sei der Lehrer ein Dienstleistungsbeamter in einer verwalteten Schule, 

dessen Handeln lediglich Routine verlange. Andererseits sind vor dem Hinter­

grund eines "offenen" Schulverständnisses Erziehung und Unterricht erheb­

lich schwieriger geworden und konfrontieren den Lehrer ständig mit neuen 

Herausforderungen. 

So beeinflussen veränderte Familienstrukturen die pädagogische Arbeit des 

Lehrers. Es sind z.B. 36,6 % aller Schüler im schulpflichtigen Alter (6 bis 15 
Jahre) Einzelkinder (Stat. Bundesamt 1989, S. 1 12), deren Stellung innerhalb 

der Familie sich auch in der Schule auswirkt. 13,6 % aller Schüler im schul­

pflichtigen Alter kommen aus "alleinerziehenden Familienverhältnissen" 

(Stat. Bundesamt 1989, S. 1 14). Ohne daß eine definitive Quantifizierung 

möglich erscheint, produzieren zahlenmäßig große Schulen leicht Anonymität 

auf seiten der Schüler und Lehrer. Schüler lärmen, provozieren, sind oft 

aggressiv gegen Mitschüler, Lehrer und Sachen. Differenzierungsformen sind 

nur begrenzt in der Lage, diesem Problem pädagogisch wirksam zu begegnen. 

Das Handeln des Lehrers wird trotz der postulierten hohen Ziele aber nicht 

dUrch die Gesetzgeber und die Kultusadministration im einzelnen normiert. In 

allen Bundesländern wird vom Begriff der "pädagogischen Freiheit" ausge­

gangen (H e c k e ljA v e n a r i u s  1986, S. 234ff). Diese wird im wesentlichen 

durch vier Punkte charakterisiert, und zwar in der 

- Auswahl, Ergänzung und individuellen Betonung der Unterrichtsinhalte; 

- freien Wahl der Unterrichtsmethode; 

- Beurteilung des Schülers; 

- Art und Weise der erzieherischen Begegnung des Lehrers mit dem Schüler. 

Dieser Grundsatz erlaubt dem Lehrer eine eigenverantwortliche pädagogi­

sche Arbeit und sichert der Schule als solcher den erforderlichen pädagogi­

schen Freiraum. 

Zu den Aufgaben des Lehrers nach dem Bildungsgesetz von 1965, die auch 

die Ausbildung gezielt bestimmen, gehören in der DDR als wichtigste eine 
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"qualifizierte sozialistische Bildungs- und Erziehungsarbeit" im Unterricht 
sowie "Aufgaben der Erziehung und der Freizeitgestaltung" im außerunter­
richtlichen Bereich (Gesetz 1965, § 25 Abs. 2). Lehrer arbeiten aber auch mit 
den Eltern und ihren Vertretungen (Elternbeiräte und Elternaktivs) zusammen 
und sollen einzelne Elternhäuser bei ihrer Erziehungsarbeit unterstützen. Sie 
sind auch für die Verbindung zu den Werktätigen, insbesondere den Brigaden 
des Patenbetriebs, in dem der polytechnische Unterricht stattfindet, zuständig. 
Ein weiteres Aufgabenfeld bildet die "Förderung und Nutzung" der Tätigkeit 
der PDJ und der Pionierorganisation. Nicht zuletzt zählt die ständige und 
systematische Weiterbildung zu den gesetzlich fixierten Pflichten der Lehrer. 

Zu dem in der DDR offiziell propagierten Lehrerleitbild gehören seit 
Jahrzehnten die Definitionen des Lehrers als Staatsfunktionär, Beauftragter 
der Arbeiterklasse, Fachmann für das Gebiet des jeweiligen Unterrichtsgegen­
standes und politischer Erzieher. Bislang war der politisch-ideologische 
Aspekt dominierend. Schon bei der Auswahl des Berufsnachwuchses wurde 
von der späteren Qualität der "Persönlichkeit des Lehrers, seiner weltanschau­
lichen Position, politisch-moralischen Überzeugtheit und Haltung, seiner wis­
senschaftlichen Bildung, seinem Kulturniveau sowie seiner pädagogischen 
Meisterschaft" (Direktive 1980, S. 167) ausgegangen. Seit den achtziger 
Jahren werden psychologische Voraussetzungen wie Einfühlungs- und Aus­
strahlungsvermögen sowie die Begeisterungsfahigkeit des Lehrers verstärkt 
hervorgehoben, die als Hauptmerkmale seiner Persönlichkeit angesehen wer­
den. 

Der hohen gesellschaftlichen Verantwortung, die in der DDR den Lehrern 
bei der Formung der jungen Generation zugeschrieben wird, entsprechen in 
der offiziellen Programmatik eine besondere Wertschätzung der Lehrerarbeit 
sowie die umfassende Unterstützung der Lehrerschaft durch die verschiedenen 
Bereiche in Staat, Wirtschaft und Gesellschaft und ihre Institutionen (Gesetz 
1965, S. 25). 

Über Jahrzehnte war die Lehrerschaft in der DDR auch im Bereich der 
Unterrichtsgestaltung sowie der Inhalte durch Vorgaben und Pflicht zur Vor­
planung sehr stark festgelegt. Die Notwendigkeit, ein flexibleres Eingehen der 
Lehrer auf Bedürfnisse der Schüler in der jeweils aktuellen Unterrichtssitua­
tion zu ermöglichen, wurde jedoch seit Mitte der 80er Jahre zunehmend 
diskutiert. Der Appell an das "pädagogische Schöpfertum" und die "pädago­
gische Selbstverwirklichung" der Lehrer gewann an konkretem Gehalt, ohne 
daß jedoch von pädagogischer "Innovation" im Sinne des in der Bundesrepu­
blik Deutschland hiermit verbundenen Verständnisses die Rede hätte sein 
können. Dies dürfte sich jedoch ändern, seit es zu einer partiellen Freigabe der 
Inhalte im Staatsbürgerkunde- und Geschichtsunterricht im November 1989 
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kam, um der Diskussion aktueller politischer Geschehnisse mit den Schülern 
Raum zu geben. 

Bei der Diskussion der Aufgaben des Lehrers kommt in beiden deutschen 
Staaten der persönlichen pädagogischen Verantwortung nach wie vor eine 
große Bedeutung zu, die jedoch in unterschiedlichem Maße von Staat und 
Öffentlichkeit eingeklagt werden kann. In der DDR können bzw. konnten 
Lehrer bei Schulversagen und Fehlentwicklungen ihrer Schüler -insbesondere 
im politisch-ideologischen Bereich - schon vor dem "Disziplinarfall" von 
verschiedenen gesellschaftlichen Organen persönlich zur Rechenschaft gezo­
gen werden (Beispiele sind aus der Belletristik hinlänglich bekannt), während 
in der Bundesrepublik Deutschland eine disziplinarische Verfehlung vorliegen 
muß, um ein entsprechendes Eingreifen zu erlauben. 

Die verlangte Vorbildlichkeit des Lehrers reichte in der DDR bis in Berei­
che hinein, die in der Bundesrepublik der "Privatsphäre" zugerechnet werden. 
Im Unterschied zur Bundesrepublik ist schließlich hervorzuheben, daß der 
Lehrer in der DDR auch für Aufgaben der Erziehung und Freizeitgestaltung 
im außerunterrichtlichen Bereich zuständig ist. Diese Ausweitung seiner Auf­
gaben hängt mit der Auffassung zusammen, daß dem Lehrer (und der Schule) 
die führende Rolle bei der Organisation aller Erziehungs- und Bildungspro­
zesse der Schuljugend zukomme, die bislang in der DDR nur in einheitlicher 
Zielrichtung gedacht werden durften. Seit etwa 1986 wird aber in Verbindung 
mit dem Begriff des Lehrers als "Freizeitpädagogen" auch über alternative 
"freizeitgemäße" Formen des Lernens und der pädagogischen Führung der 
Schüler diskutiert, da die Diskrepanz zwischen "autonomen Jugendleben" und 
offiziellen schulpädagogischen Normen immer größer wurde. 

2. Berufszugang und Arbeitsmarkt 

"Sämtliche Hochschulabsolventen müßten Lehrer werden, wenn unsere 
Schulen ausreichend mit Lehrern versorgt sein sollen" wurde 1964 in der 
Bundesrepublik Deutschland behauptet (pic h  t 1964, S. 22). Bis zu Beginn 
der 80er Jahre expandierte der ,,Lehrermarkt" tatsächlich in einem vorher nicht 
gekannten Ausmaß: 1960 = 224 100; 1970 = 338 700; 1980 = 478 100; 1987 
= 446 700 (Quelle: KMK 1988 - hier: Vollzeitlehrer und in Vollzeitlehrer 
umgerechnete Teilzeitlehrer). Die bis 1980 praktizierten Einstellungen schie­
nen allen Warnungen zum Trotz den Optimisten rechtzugeben. Probleme, die 
es zunächst bei der Aufnahme in den Vorbereitungsdienst gab, beantwortete 
man mit seinem weiteren Ausbau. Als wenig später die ersten examinierten 
Referendare nicht mehr in den Schuldienst übernommen werden konnten, 
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3zeichnete sich jetzt für alle erkennbar eine Arbeitsmarktkrise für Lehrer ab • 
Trotz dieser Situation blieb aber der Zugang zum Lehramtsstudium frei. 

Arbeitsmarktpolitische Entscheidungen des öffentlichen Arbeitgebers, wie 
z.B. differenzierte Formen der Teilzeitbeschäftigung, konnten zu Beginn der 
80er Jahre noch beachtliche Wirkung zeigen. Die inzwischen erreichte Ge­
samtlehrerzahl, die geringe Zahl der ausscheidenden Lehrkräfte, die sehr 
niedrige Geburtenrate und die schwierige Haushaltssituation in den Ländern 
haben jedoch dazu geführt, daß die Einstellungsquote im Verhältnis zu den 
Bewerbern drastisch zurückging4• 

Offensichtlich hat in der Zwischenzeit aber der allgemeine Arbeitsmarkt 
eine zeitweilig absorbierende Funktion übernommen. Auch Umschulungs­
maßnahmen, veranlaßt durch unterschiedliche Interessen- und Aktionsgrup­
pen, erlauben außerdem, alternative Berufswege zu öffnen. Der Wunsch vieler, 
die im Rahmen einer "Wartezeit" den Arbeitsmarkt zwar fremdberuflich 
nutzen, aber ernsthaft und zielstrebig in den Schuldienst wollen, drückt sich 
im Verhältnis der Bewerberzahlen ( 1986 = 6 1  395) zu den Zahlen der als 
"arbeitslos" ( 1986 = 27 646) erfaßten Lehrer auss. Die Wahrscheinlichkeit, 
daß sich die ergebende Differenz von 33 749 Lehrern zu einem späteren 
Einstellungstermin vermitteln läßt, ist aus der gegenwärtigen Perspektive 
jedoch sehr gering. 

Diese Aussage beruht auf dem bisherigen Einstellungsverfahren der Kul­
tusminister, welche vorrangig Lehrer übernehmen, die das Referendariat "soe­
ben" mit entsprechender Prädikatsnote abgeschlossen haben. Die Gefahr, daß 
eine Studentengeneration vom Lehrerberuf ausgeschlossen wird, besteht wei­
terhin. 

Verfolgt man jedoch die AItersstruktur der Lehrerschaft, so ergeben sich 
für den Zeitraum nach 1995 fach- und schulformbezogeneEngpässe. Maßnah­
men, um den zu diesem Zeitpunkt entstehenden deutlichen Bedarf befriedigen 
zu können, müßten bereits jetzt im Sinne des antizyklischen Perspektivhan­
delns getroffen werden6• Da hierzu aber eindeutige Vorgaben der einzelnen 
Kultusadministrationen fehlen, wird die Bedarfsregelung fast ausnahmslos 
dem "freien Markt" überlassen. Spätere fragwürdige Sonderrnaßnahmen (u.a. 
verkürzte Studienzeiten, Anerkennung anderer Qualifikationen) sind daher 
nicht auszuschließen. 

In der Deutschen Demokratischen Republik unterliegt die Zulassung zur 
Lehrerausbildung einer zentralen gesamtstaatlichen Planung; sie erfolgt pri­
mär bedarfsorientiert. Im Zuge der "Berufsorientierung" , die in der allgemein­
bildenden polytechnischen Oberschule schon in der 6. Klasse einsetzt und zu 
Beginn der 10. Klasse zu einer festen Berufsentscheidung führen soll, wird ein 
beträchtlicher Teil der späteren Lehrerstudenten durch die eigenen Lehrer, die 
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hierfür häufig als Vorbild erlebt werden, zu diesem Beruf hingeleitet. Bereits 
. auf dieser Stufe ist ein starkes Übergewicht der Mädchen festzustellen, denen 
gegenüber die männlichen Studienbewerber für den Lehrerberuf auch in ihrem 
Notendurchschnitt beträchtlich zurückstehen. Die Nachwuchsgewinnung wird 
deshalb zunehmend als unbefriedigend empfunden, obwohl von einer verbrei­
teten Geringschätzung des Lehrerberufs - wie in Osteuropa und in der Sowjet­
union - in der DDR offiziell nichts zu hören ist. 

Das bestehende Planungsinstrumentarium, das bei langfristig im voraus 
bestimmten Plan daten immer noch einschneidende kurzfristige Korrekturen 
erlaubt und auch bewirkte, war aber keineswegs geeignet, die jeweiligen 
Jahrgänge der Studienbewerber unter dem Gesichtspunkt der Bildungsgerech­
tigkeit gleich zu behandeln; insbesondere war der Zugang zur Ausbildung von 
Lehrern für die unteren Klassen von einschneidendem Wechsel zwischen 
expansiver und restriktiver Zulassungspolitik geprägt, während bei den Di­
plomlehrern die Entwicklung weniger sprunghaft verlief. 

Gravierende Einschnitte waren das Ende der Hochschulexpansion zu Be­
ginn der 70er Jahre, das auch die Zulassung zur Diplomlehrerausbildung 
betraf, sowie der drastische Geburtenrückgang und -wiederanstieg im selben 
Jahrzehnt, auf den mit einer Anpassung der Zulassungen von Lehrerstudenten 
für den Einsatz in der Unterstufe geantwortet wurde. Seitdem unterlagen die 
Zulassungen zum Lehrerstudium nur noch geringen Schwankungen und blie­
ben im wesentlichen konstant. Ein struktureller Lehrermangel, d.h. das Fehlen 
von Lehrern in bestimmten Unterrichtsfächern, bestimmten Klassenstufen 
sowie unter regionalem Aspekt (z.B. in Neubaugebieten) besteht in der DDR 
auch nach Sättigung des Lehrerbedarfs seit Ende der 70er Jahre fort. Diese 
Bedarfssättigung wurde aber seit 1987 wieder dadurch in Frage gestellt, daß 
zahlreiche junge Lehrerinnen von der Möglichkeit Gebrauch machen, den jetzt 
auch auf die Geburt des ersten Kindes ausgeweiteten einjährigen bezahlten 
Mutterschaftsurlaub in Anspruch zu nehmen. Schließlich muß auch der Ver­
lust an Lehrern durch Übersiedlung in die Bundesrepublik Deutschland aus­
geglichen werden (allein in Berlin im Herbst 1989 = 107 Pädagogen; Neues 
Deutschland vom 2.11.1989). 

Die komplexen Zusammenhänge von Planung, Auswahlmechanismen und 
Zulassungsprozeduren haben nicht nur die beabsichtigten Ergebnisse gezei­
tigt; so sind der hohe Frauenanteil und die ungleichmäßige Altersstruktur eher 
ungewollte Resultate, die aber für die Lehrerschaft in der DDR über Jahrzehnte 
hinaus kennzeichnend sein werden. Während 1977 30 % aller Lehrer jünger 
als 30 Jahre waren (und über 90 % nach 1946 ausgebildet), fielen 1981 mehr 
als ein Drittel aller Lehrer und Erzieher in diese und fast zwei Drittel in die 
Altersgruppe bis 40 Jahre (Ho n e c k e r ,  S. 716). Durch die konstante Zulas-
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sungspolitik der 80er Jahre werden die Auswirkungen eines solchen "Lehrer­
bergs" auf die zukünftige Altersstruktur der Lehrerschaft tendenziell abge­
schwächt. Das Verhältnis weiblicher zu männlichen Lehrern betrug Mitte der 
80er Jahre ca 75 : 25 (S t o  l z  1988, S. 277). 

Von Fachleuten wird auch kritisch beurteilt, daß der Lehrerberuf die sog. 
"pädagogischen Naturtalente" nicht hinlänglich anziehe, die sich vielmehr 
anderen Tätigkeiten zuwendeten. Schließlich hat die Lehrerausbildung auch 
ihre Bedeutung als Weg des sozialen Aufstiegs für Frauen und junge Produk­
tionsarbeiter inzwischen weitgehend eingebüßt. Über die Frage einer sozialen 
Reproduktion (Lehrerkinder ergreifen verstärkt wiederum den Lehrerberut) 
liegen keine Angaben vor. 

Nach bestandener Abschluß- bzw. Diplomprüfung werden die Absolventen 
gemäß einem vom Ministerium für Volksbildung geleiteten Verteilungsprozeß 
im Zusammenwirken mit den Ausbildungseinrichtungen an ihrer ersten Ar­
beitsstätte eingesetzt; seit 1984 (Anweisung 1984, § 4) werden hierbei auch 
besondere fachliche Leistungen neben persönlichen, speziell familiären Vor­
aussetzungen berücksichtigt (bis zum Studienabschluß sind ca. drei Viertel der 
Studierenden aller Studienrichtungen verheiratet und über die Hälfte zu Eltern 
geworden; W a t e r k a m p ,  S. 161). In den ersten zwei Jahren der Berufstätig­
keit ist eine Betreuung durch einen erfahrenen Mentor vorgesehen. Einen 
besonderen Vorbereitungsdienst wie in den Ländern der Bundesrepublik 
Deutschland gibt es in der einphasigen Lehrerausbildung in der DDR nicht. 

Beim Berufszugang stehen sich die divergierenden Prinzipien von freiem 
Studienzugang und Beschränkung der Übernahme in ein Beschäftigungsver­
hältnis für Lehrer in der Bundesrepublik Deutschland und die bedarfsorientier­
te geplante Zulassung zum Lehrerstudium mit anschließender Beschäftigungs­
garantie in der Deutschen Demokratischen Republik diametral gegenüber. Im 
Kontrast zur Bundesrepublik mit einer verbreiteten Arbeitslosigkeit, die be­
sonders junge Lehramtsanwärter trifft, besteht in der DDR nach einer weitge­
henden Sättigung des Lehrerbedarfs in der ersten Hälfte der 80er Jahre sogar 
wieder die Notwendigkeit, angesichts bestehender Lücken für den Lehrerberuf 
zu werben. 

In beiden Staaten feststellbare parallele demographische Schwankungen, 
die expansive Bildungspolitik der 60er Jahre und die Abkehr von ihren Über­
spitzungen lassen dennoch auch vergleichbare Resultate erkennen. So ist 
insbesondere hervorzuheben, daß auch die Planung des Lehrernachwuchses in 
der DDR von einer nicht geplanten Feminisierung der Lehrerschaft begleitet 
war und ebenfalls eine unausgewogene Altersstruktur der Lehrerschaft nach 
sich gezogen hat. Eine Ungleichbehandlung der Studentel)generationen in 
Bezug auf den Zugang zum Lehrerberuf ließ sich in beiden Staaten - dies gilt 
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in der DDR primär für die Unterstufenlehrer - nicht vermeiden. Die sich bei 
Sättigung des Lehrerbedarfs zuspitzende Problematik, den Zugang zum Leh­
rerberuf für entsprechend geeignete, "pädagogisch talentierte" und motivierte 
junge Menschen offenzuhalten, wurde in der Bundesrepublik weitgehend 
ignoriert; sie konnte aber auch in der DDR bislang nicht befriedigend gelöst 
werden, obwohl sie durch die vorgeschriebene Berufsorientierung und -wer­
bung für alle daran Beteiligten von anhaltender Aktualität ist. 

3. Bildungspolitische, arbeitsrechtliche und pädagogische Bedingungen der 
Tätigkeit des Lehrers 

Um das Feld zu umreißen, auf dem der Lehrer in beiden deutschen Staaten 
seine Tätigkeit ausübt, werden im folgenden die unterschiedlichen Regelungen 
im Bereich der Bildungspolitik, des Arbeitsrechts und der Schulverwaltung 
und schulischen "Binnenstruktur" zu beschreiben sein. 

Lehrer sind in den Ländern der Bundesrepublik Deutschland traditionell in 
ihrer großen Mehrheit Beamte. Dieses wurde noch einmal im Zusammenhang 
der Diskussion um die Schaffung des europäischen Binnenmarktes zum 
1.1.1993 ausdrücklich bestätigt, da Lehrer "hoheitsrechtliche Aufgaben und 
Funktionen" erfüllen (u.a. prüfen, benoten, Versetzungen und Nichtversetzun­
gen aussprechen, SchulabschlüssejBildungsabschlüsse und Qualifikationen 
vermitteln). Der Beamtenstatus ist hiernach dem Lehrer immer dann zu ver­
leihen, wenn er auf Dauer beschäftigt werden soll. Als Beispiel für den Anteil 
beider Gruppen (Beamte, Angestellte) soll hier das Land Nordrhein-Westfalen 
dienen: 
Lehrer*) insgesamt: 141 027 = 100 % 

hiervon Beamte: 129 750 = 92,01 % 
Angestellte: 11 277 = 7,99 % 

*) Vollzeitlehrer und in Vollzeitlehrer umgerechnete Teilzeitlehrer. Quelle: Stat. Landesarnt 

NRW-Stand: 15.10.1987 

Neben Lücken im fächerspezifischen Bedarf (u.a. Chemie, Informatik, 
Mathematik, Musik, Physik) hatte die Einstellungsbegrenzung zur Folge, daß 
sich die Altersstruktur der Lehrerkollegien erheblich verschob. Starker Protest 
von Eltern und Lehrerverbänden erzwang die Öffnung schmaler "Einstellungs­
korridore" , die aber fast ausschließlich mit Zweidrittel- und Dreiviertel-Plan­
stellen, vorrangig im Angestelltenverhältnis, ausgestattet wurden. Mit dem 
Schuljahr 1987/88 zeichnet sich eine Wende ab. Zum einen sah sich der 
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öffentliche Arbeitgeber durch zahlreiche Arbeitsgerichtsverfahren gezwun­
gen, reduzierte Stellen in volle umzuwandeln und die betroffenen Personen in 
das Beamtenverhältnis zu übernehmen bzw. ihnen die Übernahme in einem 
zumutbaren Zeitraum zuzusagen. Zum anderen konsolidieren sich schrittweise 
die öffentlichen Haushalte, so daß sich auch hieraus ein erweiterter Handlungs­
spielraum ergibt. 

Von der Möglichkeit einer "Teilzeitbeschäftigung" (Lehrer können aus 
"familiären" und aus "arbeitsmarktpolitischen" Gründen die regelmäßige Ar­
beitszeit bis zur Hälfte für eine Gesamtdauer von max. 18 Jahren, in Ausnah­
mefällen 23 Jahren kürzen) haben viele Frauen Gebrauch gemacht. In Nord­
rhein-Westfalen waren bei einer Gesamtlehrerzahl von 162 333 im Jahre 1987 
42 201 (26 %) teilzeitbeschäftigt; der Frauenanteil betrug dabei 37 684 (89,3 
%). Für die einzelnen Schulformen zeigt sich trotz durchgängiger Dominanz 
der weiblichen Lehrer aber ein differenziertes Bild: so waren z.B. an den 
Grundschulen 39,8 % der Lehrer teiIzeitbeschäftigt (= fast nur Frauen), an den 
Realschulen 31,1 % (davon 91 % Frauen) und an den Gymnasien 22,3 % 
(davon 81 % Frauen) (Angaben des Stat. Landesamtes NRW, Stand: 15.10. 
1987). 

Insgesamt kann für die Bundesländer generell von einem hohen Feminisie­
rungsgrad der Lehrerschaft innerhalb der allgemeinbildenden Schulen gespro­
chen werden. Im Bundesgebiet betrug er 1970 51,8 % und 1987 55,1 %. Für 
die beruflichen Schulen zeichnet sich in diesem Punkte seit 1970 eine gewisse 
Konstanz ab; hier liegt der Frauenanteil bei etwa einem Drittel. 

Die Zahl der Unterrichtsstunden (Pflichtstunden), die ein Lehrer wöchent­
lich zu erteilen hat, ist in den Ländern der Bundesrepublik nach den einzelnen 
Schulformen gesondert geregelt: sie beträgt 23 bis 29 Pflichtstunden. Für 
bestimmte Funktionen wird eine Stundenermäßigung gewährt. Die Gesamtar­
beitszeit des Lehrers ist aber erheblich umfangreicher als die Pflichtstunden­
zahl. Sie umfaßt u.a. die Vorbereitung des Unterrichts, Korrekturen, Elternbe­
suche, Elternsprechstunden sowie die sonstige Mitarbeit in der Schule. Insge­
samt soll sich eine Gesamtbelastung ergeben, die der 40-Stundenwoche ent­
spricht, die andere Beamte abzuleisten haben. Es muß aber bedacht werden, 
daß die geltenden Pflichtstundenzahlen fast alle zu einer Zeit festgelegt wur­
den, als die Wochenarbeit noch generell 48 Stunden betrug. Änderungen 
zeichnen sich aufgrund der letzten Tarifverhandlungen ab; eine verbindliche 
Regelung ist aber noch nicht in allen Ländern gefunden worden. 

Die Besoldung der Lehrer erfolgt durch die Länder in Kongruenz zu den 
Regelungen des Bundesbesoldungsgesetzes. Sie berücksichtigt zugrundege­
legte Regelstudienzeiten: Lehrer an Grund- und Hauptschulen sind in die 
Besoldungsgruppe A 12 eingestuft, Realschullehrer, Sonderschullehrer sowie 
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Studienräte an Gymnasien und berufsbildenden Schulen in die Besoldungs­
gruppe AB. Die Gehälter der Lehrer aller Schulformen liegen im internatio­
nalen Vergleich im vordersten Bereich. So verdient ein Lehrer einer Grund­
schule (verh., 1 Kind, 1 Jahr im Schuldienst) monatlich 3504,- DM brutto; ein 
Industriefacharbeiter (verh., 21 Jahre, 1 Kind), der in der metall verarbeitenden 
Industrie beschäftigt ist, 2673,- DM monatlich brutto (Quelle: Verband der 
Arbeitgeber, Tarifsammelstelle Düsseldorf. Stand: Mai 1988). 

Mit der Vollendung des 65. Lebensjahres tritt der Lehrer zum darauffol­
genden Ende eines Schulhalbjahres in den Ruhestand; in begründeten Ausnah­
mefällen kann dies bereits mit dem 62. Lebensjahr erfolgen. Er erhält von 
diesem Zeitpunkt an ein ,,Ruhegehalt" (pension). Die Höhe richtet sich nach 
der geleisteten Dienstzeit und beträgt nach 35 Dienstjahren maximal 75 % der 
letzten Gehaltszahlung. Witwen erhalten 60 % des Ruhegehalts. Im Zusam­
menhang der Neufassung der Rentengesetzgebung werden sich auch in der 
Pensionsberechnung für Beamte Veränderungen ergeben. 

In der DDR hat jeder Absolvent der Lehrerausbildung einen Rechtsan­
spruch auf eine Beschäftigung in Übereinstimmung mit der erworbenen Fach­
oder Hochschulqualifikation, die in einem mit dem Rat des Kreises oder 
Bezirkes abgeschlossenen Arbeitsvertrag festgehalten wird und für die das in 
einem Rahmenkollektivvertrag festgelegte Gehalt maßgeblich ist. Die einstel­
lende Behörde ist auch zur Beschaffung einer geeigneten Wohnung angehal­
ten. 

Die fortbestehenden Ungleichgewichte - Lücken oder Überschüsse in der 
Lehrerversorgung vor Ort, in einzelnen Schulstufen oder Fächern - werden 
durch eine zunehmende Auflockerung der Beschäftigungspolitik ausgegli­
chen. So können Lehrer für die unteren Klassen als Horterzieher und umge­
kehrt eingesetzt werden; schließlich wird von einem im Bedarfsfall vermehr­
ten Einsatz von Diplomlehrern im Unterricht der unteren Klassen berichtet; 
auch können Lehrer aus Gesundheits- oder Altersgründen aus der direkten 
Arbeit mit Schülern herausgelöst werden, und für Mütter mit mehreren Kin­
dern werden Teilzeitarbeitsverträge abgeschlossen. 

Die Arbeitszeit eines vollbeschäftigten Lehrers beträgt bei einer Sechsta­
gewoche 23 (= Pflichtstundenminimum) bis 25 Unterrichtsstunden, wobei der 
Direktor bei Bedarf das Recht hat, den Lehrer zur Erteilung der zwei variablen, 
voll zu vergütenden Pflichtstunden einzusetzen. Stundenabschläge sind für 
Lehrerinnen mit zwei oder mehr Kindern (2 Stunden), Klassenleiter und Lehrer 
in Klasse 9 bis 12 sowie Berufsschullehrer (1 Stunde) vorgesehen; teilzeitbe­
schäftigte Lehrer werden anteilmäßig entlohnt. Schuldirektoren haben minde­
stens 3 Unterrichtsstunden und ihre Stellvertreter mindestens 12 Stunden 
wöchentlich zu erteilen. 
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Der Urlaubsanspruch der Lehrer addiert sich aus dem Grundurlaub der 
Werktätigen in der DDR von 18 Arbeitstagen, dem Zusatzurlaub für Pädago­
gen von fünf Tagen sowie den einbezogenen Samstagen und erreicht damit 27 
Tage, die üblicherweise in den Sommerferien eingeplant werden. Weitere 20 
Tage zur individuellen Nutzung sind in den Ferien zum Jahreswechsel und den 
Winterferien (Februar) freizuhalten, während in der verbleibenden Ferienzeit 
obligatorische Veranstaltungen wie die Weiterbildung oder die Teilnahme an 
der Ferienbetreuung eingesetzt werden können. Neben Schwangerschafts- und 
Mutterschaftsurlaub steht Lehrerinnen auch die in der DDR generell vorgese­
hene Freistellung von der Arbeit im Falle der Erkrankung eines ihrer Kinder 
zu; die Folge ist ein gesteigerter Bedarf an Unterrichtsvertretungen. Seit 1987 
wird auch im spürbaren Ausmaß von der einjährigen Freistellung von der 
Arbeit bereits nach der Geburt des ersten Kindes Gebrauch gemacht. 

Die Vergütung der Lehrer regelt sich nach einem mehrstufigen Rahmen­
kollektivvertrag und steigt alle zwei Jahre bis zur Erreichung des Maximums 
nach 30 Dienstjahren; seit 1984 kann die Regelbeförderung vorübergehend 
versagt werden, aber auch eine vorzeitige sowie eine zusätzliche leistungsbe­
zogene Steigerung erfolgen. Die seit Oktober 1988 gültige Vergütung - nach 
30 Dienstjahren - von maximal 1310 Mark für Lehrer mit Fachschulabschluß 
und 1455 Mark für Lehrer mit Hochschulabschluß7 (dies bedeutete eine An­
hebung von etwa 15 % gegenüber 1981), liegt unter den in einigen Industrie­
zweigen gezahlten Spitzenlöhnen für männliche Industriearbeiter, entspricht 
aber derjenigen anderer akademischer Massenberufe wie etwa der Ingenieure; 
bei einem solchen Vergleich muß jedoch der hohe Frauenanteil unter den 
Lehrern und das auch in der DDR anzutreffende Lohngefälle zwischen Män­
nern und Frauen berücksichtigt werden. Neben finanziellen Zusatzvergütun­
gen Gährlich maximal 450 bis 750 Mark je nach Dienstalter) einschließlich der 
Ernennung zum "Oberlehrer", "Studienrat", "Oberstudienrat" und - bei wis­
senschaftlichen Leistungen - ,,Professor" sind zahlreiche andere Formen der 
Anerkennung besonderer Leistungen, wie die Verleihung von Ehrentiteln 
("Verdienter Lehrer des Volkes") und Medaillen, verbreitet. 

Die Altersversorgung beträgt bei einem Ruhestandsalter von 60 (Frauen) 
bzw. 65 Jahren (Männer) bis zu 90 % des letzten durchschnittlichen Monats­
verdienstes. 

Es ist davon auszugehen, daß Schuldirektoren nahezu ausnahmslos Mitglie­
der der SED sind; zur Mitgliedschaft der Lehrer in SED und Blockparteien gibt 
es keine Angaben8• Im übrigen übernehmen die meisten Lehrer politische oder 
gesellschaftliche Funktionen z.B. als Abgeordnete, in der FDJ Gunge Lehrer 
bis 25 Jahre), der Gewerkschaft Unterricht und Erziehung, sie werden Mitglied 
des Kulturbundes der DDR oder der für den Zweck nachweisbarer politischer 
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Aktivität lange Zeit beliebten Gesellschaft für Deutsch-Sowjetische Freund­
schaft. Der Spielraum für die erwünschte ,,kulturvolle" Freizeitgestaltung 
dürfte hierbei besonders für Lehrerinnen, die eine Familie zu versorgen haben, 
angesichts des Fortbestehens traditionellen weiblichen Rollenverhaltens sehr 
gering sein. Arbeitspsychologische und -medizinische Untersuchungen in der 
DDR haben ergeben, daß die Lehrerschaft zu den in physischer, mehr noch 
aber in psychischer Hinsicht gesundheitlich besonders belasteten Berufsgrup­
pen gehört, ohne daß von einer speziellen ,,Lehrerneurose" gesprochen werden 
kann. 

Der Beamtenstatus des Lehrers in der Bundesrepublik im Sinne eines 
sozialpolitisch bedeutsamen Sonderstatus findet in der Deutschen Demokrati­
schen Republik keine Entsprechung, da Ansprüche auf einen Arbeitsplatz in 
Übereinstimmung mit der erworbenen beruflichen Qualifikation, die Vermitt­
lung geeigneten Wohnraums und ähnliche staatliche bzw. betriebliche Lei­
stungen in der DDR generellen Charakter haben. Ungeachtet dieses Unter­
schiedes hat sich der sozialpolitische Status des Lehrers in beiden deutschen 
Staaten seit deren Bestehen erheblich verbessert. Während das Schwergewicht 
in der Bundesrepublik auf der Erhöhung der Gehälter lag, wurden in der DDR 
die Einkommen nur vorsichtig angehoben und dafür die Zahl der Pflichtstun­
den stärker reduziert; anders als in der Bundesrepublik liegt der Urlaubsan­
spruch jedoch erheblich unter der Zahl der unterrichtsfreien Ferientage. Auch 
das bezahlte Babyjahr und die Freistellung zur Pflege eines erkrankten Kindes 
bedeuten in diesem Sinne Arbeitszeitverkürzungen; dies sind Vergünstigun­
gen, die jedoch ein Nachholen in der DDR im Bereich der Teilzeitarbeitsver­
hältnisse für Lehrerinnen in jüngster Zeit nicht ausgeschlossen haben. 

Bei der Gestaltung der schulischen Binnenstruktur stellt der Schulleiter in 
der Bundesrepublik Deutschland das Bindeglied zwischen allgemeiner und 
pädagogischer Verwaltung dar. Er ist immer Lehrer in der Schule und - je nach 
Schulform und Größe der Schule - gehalten, ein Minimum an Unterrichtsstun­
den selbst zu erteilen. Seine Aufgaben werden in den Rechtsvorgaben der 
Bundesländer zwar unterschiedlich formuliert, dennoch ist der Grundsatz 
unstrittig, daß das gesamte Kollegium einer Schule die Verantwortung für die 
Unterrichts- und Erziehungsarbeit mitträgt. Im Rahmen dieses Kollegialitäts­

prinzips hat sich ein differenziertes Mitwirkungssystem herausgebildet. Zu 
seinen sonstigen Aufgaben kommt z.B. dem "Lehrerrat" zusätzlich eine Ver­
mittlerfunktion zwischen Lehrer und Schulleitung oder zwischen Schülern und 
Schulleitung zu. Er muß auf Wunsch des jeweils Betroffenen tätig und vom 
Schulleiter gehört werden. Hieraus wird erkennbar, daß ein Mittelweg zwi­
schen "direktoraler" und "kollegialer" Schulleitung gefunden wurde. In inte­
grierten Gesamtschulen gibt es ein "Leitungskollegium", in dem die Aufga-
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benbereiche der Schulleitung verteilt sind. Dennoch bleibt eine wichtige 
Grundposition des Schulleiters davon unberührt: ihm obliegt die "allgemeine 
Vertretung der Schule nach außen", ohne jedoch gegenüber Eltern ein pädago­
gisches Alleinvertretungsrecht zu besitzen (Hec k e l/ A v e n a r i  u s  1986, S. 
78). 

Der Schulleiter ist gegenüber den Lehrern und dem sonstigen Schulperso­
nal weisungsbefugt. In unterrichtlicher und erzieherischer Hinsicht kann er 
jedoch nur Referendaren Anweisungen geben, den anderen Lehrkräften nur 
mit ausdrücklichem Auftrage der Schulaufsichtsbehörde. Er hat nicht das 
Recht, in den Unterricht einzugreifen, aber er soll Probleme, Eindrücke und 
Beobachtungen kollegial erörtern. Der Schulleiter besitzt gegenüber Beschlüs­
sen der schulischen Gremien in Fällen ihrer Rechtswidrigkeit ein Beanstan­
dungsrecht bzw. eine Beanstandungspflicht (vgl. H o l t a p p e l s  1989, S. 54). 
Die Ernennung des Schulleiters erfolgt grundsätzlich durch die Schulauf­
sichtsbehörde; sie ist in der Regel mit einer Beförderung in ein "Amt auf 
Lebenszeit" verbunden. 

Die staatliche Schulaufsicht ist grundsätzlich dreistufig organisiert: Der 
Kultusminister (Schulsenator) übt die oberste Schulaufsicht aus. Ihm unter­
steht die mittlere Schulaufsichtsbehörde (in einigen Ländern "obere" genannt; 
Regierungspräsidien, Bezirksregierung, Oberschulämter), denen wiederum 
die Behörden der unteren Schulaufsicht nachgeordnet sind. 

Die Unterscheidung zwischen Verwaltung und Aufsicht ist rechtlich be­
deutsam, denn die staatlichen Schulen unterliegen der Aufsicht und Verwal­
tung des Staates. Hier ist zusätzlich zwischen den Zuständigkeiten für die 
inneren und äußeren Schulangelegenheiten zu unterscheiden. In den Bereich 
der inneren Schulangelegenheiten gehören vorrangig die Komplexe Unter­
richt, Erziehung, Lehrplan, Prüfungen und Zeugnisse. Sie unterliegen auf­
grund der besonderen Bedeutung der Aufsicht des Kultusministers. Die äuße­

ren Schulangelegenheiten umfassen u.a. die Schulentwicklungsplanung, die 
Errichtung und Unterhaltung der Schulgebäude und die Beschaffung und 
Bereitstellung von Lehr- und Lernmitteln. Diese Aufgaben werden durch die 
Kommunen geregelt. Beide Zuständigkeiten lassen sich nicht immer scharf 
unterscheiden. Den Kommunen wird in einzelnen Bundesländern auch ein 
Mitsprache- und Anhörungsrecht bei der Besetzung von Funktionsstellen im 
Schulbereich eingeräumt. Über "Schulen in freier Trägerschaft" hingegen 
besitzt der Staat nur die Aufsicht, nicht Verwaltungsbefugnisse. 

Schulaufsicht nimmt Dienst- und Fachaufsicht wahr. Während bei der 
Dienstaufsicht vorrangig die Fragenkomplexe der allgemeinen Pflichterfül­
lung des Lehrers kontrolliert werden, obliegt es der Fachaufsicht, die Unter­
richts- und Erziehungsarbeit der Schule zu überprüfen. Diese Tätigkeit wird 
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durch die Person des Schulrats wahrgenommen und vor allem durch Schulbe-

. suche und Unterrichtshospitationen sowie Beratung der Lehrer vor Ort gelei­

stet. In dieser Doppelfunktion des "Beratens" und "Beurteilens" von Lehrern 

liegt auch die Quelle möglicher Konflikte. Die grundsätzlich hierarchische 

Struktur der Schulaufsicht erzeugt trotz geregelter Personalvertretungen Rei­

beflächen. 

Das "Grundrecht der Koalitionsfreiheit" steht allen Lehrern zu, wenn auch 

das öffentlich-rechtliche Treueverhältnis des Beamten ein Streikrecht aus­

schließt. In der Tat läßt sich ein hoher Organisationsgrad aller Lehrer in 

unterschiedlichen Berufs- und Fachverbänden und Gewerkschaften beobach­

ten. Er betrug im Jahr 1988 fast zwei Drittel (64,7 %). Im wesentlichen gibt es 

drei große Gruppierungen, zu denen sich die 45 bestehenden Lehrerverbände 

zusammengeschlossen haben, und zwar 

- die "Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft" im DGB (GEW); sie 

repräsentiert 200 000 Mitglieder, hiervon sind 130 000 Lehrer; 

- den "Verband Bildung und Erziehung" (VBE); er repräsentiert 100 000 
Lehrer vorwiegend aus dem Grund-, Haupt- und Sonderschulbereich; 

- den "Deutschen Lehrerverband" (DL); er repräsentiert 120 000 Mitglieder 

aus dem Deutschen Philologen-Verband, dem Verband Deutscher Real­

schullehrer, dem Bundesverband der Lehrer an beruflichen Schulen und 

kleineren Verbänden. 

Diese Gliederung täuscht über die tatsächliche Vielfalt hinweg, die einmal 

traditionelle Gründe hat, zum anderen auch ein Ausdruck des Kulturföderalis­

mus ist. Während die GEW alle in pädagogischen Bereichen Tätigen (z.B. auch 

Hochschullehrer) zu vertreten sucht, beschränken sich der VBE und der DL 

nur auf die Interessenswahrnehmung von Lehrern. Obwohl diese Gruppen sich 

wiederum im Deutschen Beamtenbund als Dachverband wiederfinden und hier 

sogar ein Viertel der Mitglieder stellen, ist kein Lehrer in der Bundesleitung 

tätig bzw. in sie gewählt worden. Zwischen den Lehrerverbänden bestehen 

grundsätzliche Meinungsunterschiede in Fragen der Struktur des Schulwesens 

- die GEW beispielsweise tritt für die Gesamtschule als künftige Normalform 

ein - und in Besoldungsfragen. Während die einen die (leistungsbezogene) 

,,Einheitsbesoldung" für alle Lehrer fordern (GEW, VBE), wird vom Deut­

schen Philologen-Verband dagegen gekämpft. 

Trotz der konstatierten Vielfalt hebt sich im Kern die Tätigkeit der einzel­

nen Lehrerverbände von der sonstiger Verbände ab: sie vertreten nicht nur die 

materiellen Interessen ihrer Mitglieder, sondern sie verstehen sich auch als 

Anwalt der Kinder und der Schule insgesamt. Die Verbände sind daher auch 

Mitgestalter der Bildungspolitik: sie entwickeln Schulreform- Modelle, orga­

nisieren Fachkongresse, gestalten jährliche Lehrertage, unterbreiten ein Fort-
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bildungs angebot, erstellen Dokumentationen, publizieren Fachzeitschriften 
und wirken im Rahmen der Anhörungs-Verfahren der Kultusministerien an 
der Gestaltung von Lehrplänen und Richtlinien mit. 

Lehrer aller Schulformen sind in den Länderparlamenten überproportional 
vertreten. Obwohl die Verbandsmitgliedschaft eines Abgeordneten in der 
Regel nichts über seine parlamentarische Tätigkeit aussagt, vergrößert diese 
Tatsache mit Sicherheit das Lobbyverhalten der Lehrerverbände. 

Sowohl bildungspolitische Setzungen und Mitwirkungsmöglichkeiten als 
auch arbeitsrechtliche Vorgaben und Spielräume, soweit sie im vorliegenden 
Zusammenhang dargestellt werden konnten, bieten in ihrer Bewertung offen­
sichtlich noch keine Garantie für eine gesicherte Ausgestaltung des Hand­
lungsauftrages des Lehrers, da bei manchen trotz der gewährten "pädagogi­
schen Freiheit" der Mut zu eigenen Entscheidungen und zu eigener Verant­
wortung im Rahmen ihrer (pädagogischen) Arbeit nicht hinreichend ausge­
prägt zu sein scheint. Der Ruf nach Regelungen für den Einzelfall kann durch 
die Schulaufsicht immer nur mit einer Antwort rv erfügung, Erlaß) versehen 
werden, die fifr alle vergleichbaren Fälle gilt. Die mangelnde Entschlußfreu­
digkeit und ein "vorauseilender juristischer Gehorsam" einzelner Lehrer und 
Schulleiter provozieren Erlasse, die zwar eine Schule verwalten, nicht aber 
pädagogisch gestalten helfen. 

Den offiziellen Postulaten zufolge sollte in der Deutschen Demokratischen 

Republik vom Lehrer und der Schule die Führung und Koordinierung sämtli­
cher Bildungs- und Erziehungsprozesse der Schuljugend übernommen wer­
den. In der Geschichte der DDR hat sich jedoch erwiesen, daß die Ziele, 
Zwecksetzungen und Interessen von Schulen einerseits und Wirtschaftsbetrie­
ben, Jugendorganisationen und Familien andererseits nicht - wie in der Ideo­
logie unterstellt - identisch sind, sondern häufig miteinander in Konflikt 
traten. Faktisch sind die Einwirkungsmöglichkeiten der Lehrer über den enge­
ren Bereich der Schule hinaus begrenzt, wobei die Schule sich in den Soziali­
sationsprozeß der Kinder und Jugendlichen einordnet, "wie er sich vor und 
nach ihr, aber auch neben ihr" vollzieht (S t o l z  1988, S. 268). 

Auch im Bereich der Schule selbst, der organisatorischen, rechtlichen und 
inhaltlichen Ausgestaltung der Lehrertätigkeit, gibt es Bedingungen, die die 
Handlungsspielräume der Lehrer einengen und zu Widersprüchen und Kon­
flikten führen. Der persönlichen Verpflichtung der Lehrerschaft zur Verbes­
serung ihrer Tätigkeit durch ständige Weiterbildung und Selbsterziehung 
standen bisher die Prinzipien der politisch-ideologischen und pädagogischen 
Zielorientierung, der Planung und Kontrolle des Lehrerhandelns zur Seite, um 
die Führung der "pädagogischen Prozesse" durch den Lehrer in Analogie zum 
Prinzip des "demokratischen Zentralismus" zu gewährleisten. 
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Diese Prinzipien sind in der DDR bisher für die organisatorisch- institutio­
nelle Ebene von Schulleitung und Schulaufsicht, von parteipolitischer und 
gewerkschaftlicher Organisation der Lehrerschaft prägend gewesen. Die Ge­
werkschaft Unterricht und Erziehung war bei ihren vielfältigen Aufgaben stets 
gleichzeitig verpflichtet, die Bedingungen für die Durchsetzung der in der 
offiziellen Bildungspolitik festgelegten Ziele und staatlichen Nonnen zu 
schaffen, wie sie die Rechte und Interessen ihrer Mitglieder vertrat und zu 
wahren hatte; dies galt für die arbeitsrechtlichen und sozialpolitischen Aufga­
ben, die Sicherung von Mitwirkungsrechten wie auch die politisch-ideologi­
sche, fachliche und kulturelle Bildungsarbeit. Auch der Bereich der Schulver­

waltung war durch Doppelfunktionen geprägt: Der Leiter der örtlichen "Ab­
teilungen für Volksbildung" bei den Gebietskörperschaften, der Schulrat, war 
für die materielle, finanzielle und personelle Sicherstellung der Arbeit der 
Schulen und für die inhaltliche Arbeit mit den Lehrern (Weiterbildung) ver­
antwortlich. Mit der Schulinspektion unterstand ihm zugleich ein Organ, das 
neben Beratung und Anleitung vor Ort die Aufsicht über die Arbeit in den 
einzelnen Schulen ausübte. Ebenso bedeutete die starke Zentrierung von 
Befugnissen beim Schuldirektor als staatlichem Einzelleiter für den einzelnen 
Lehrer die Verbindung von kontinuierlicher Anleitung und Beratung mit 
periodischer fachlicher und politisch- ideologischer Kontrolle seiner Tätigkeit 
- beispielsweise durch die obligatorischen Hospitationen des Direktors im 
Unterricht. 

Die Mitwirkungsrechte der Lehrer erstreckten sich auf mehrere Ebenen. 
Der Pädagogische Rat stellte die Vollversammlung der Lehrer und Erzieher 
unter Einbeziehung des Vorsitzenden des Elternbeirats, des Vertreters des 
Patenbetriebs und der Leiter der Pionierorganisation der Schule dar. Fachkom­
missionen organisierten Anleitung, Beratung, Weiterbildung und Kontrolle 
auf der Ebene der einzelnen Unterrichtsfächer. Die Schulparteiorganisation 
der SED schließlich leitete die konkrete Umsetzung der aktuellen parteipoli­
tisehen Zielsetzungen in der täglichen Erziehungsarbeit der jeweiligen Schule 
an und betrieb Kaderpolitik. 

Zu den allgemeinen Zielen, die der Lehrerschaft nach Maßgabe der Politik 
der SED durch Wissenschaft und pädagogische Propaganda nahegebracht 
wurden, gehörte in den 70er Jahren die "Verhinderung des Zurückbleibens der 
Schüler", zu Beginn der 80er Jahre die ,,Erziehung der Schüler zu einer aktiven 
Lebenshaltung" und schließlich die "individuelle Förderung jedes einzelnen 
Schülers". Die konkrete Unterrichts- und Erziehungsarbeit der Lehrer, ihr 
Entscheidungsspielraum bei Prüfung, Leistungsbewertung und Persönlich­
keitsbeurteilung, ihre Aktivitäten bei der Berufsorientierung und Zusammen­
arbeit mit den Eltern, Betrieben und der Kinder- bzw. Jugendorganisation 

BuE 43 (1990) 1 73 



wurden durch eine Fülle staatlicher Dokumente, Anleitungen und Anordnun­
gen, wie die Schulordnung, das Lehrplanwerk, Schulbücher und methodische 
Unterrichtshilfen für den Lehrer, Anleitungen zur Zensierung und die zentrale 
Vorgabe der Prüfungsthemen, geregelt. Konfliktträchtig ist hierbei insbeson­
dere die Arbeit des Klassenleiters, der für den Leistungs-, aber auch für den 
Entwicklungsrückstand im Verhalten einzelner Schüler zur Rechenschaft ge­
zogen werden kann. Auf den verschiedensten Ebenen der Lehrertätigkeit und 
schulischen Arbeit haben detaillierte Reglementierung und Verpflichtung zu 
minutiöser Planung eine "Überbestimmtheit" bewirkt, die zu Widersprüchen 
in den Handlungsvorschriften geführt hat; verstärkend tritt hinzu, daß der 
Lehrerberuf mehrere Rollen impliziert, die miteinander in Konflikt treten 
können (R. u d o w ,  S. 33). 

Gegenreaktionen, die bislang nur in informellen Gruppierungen innerhalb 
der "Lehrerkollektive" einzelner Schulen, aber auch von Eltern und Schülern 
zum Ausdruck gebracht werden konnten, dringen zunehmend in die pädago­
gische Öffentlichkeit; sie hatten lange ihren Niederschlag vor allem in der 
Belletristik gefunden. Reformbestrebungen kreisten schon vor dem Herbst 
1989 um die Einsicht, daß eine größere Berufszufriedenheit von Lehrern, eine 
höhere Effektivität ihrer Tätigkeit nur bei stärkerer Berücksichtigung ihrer 
persönlichen pädagogischen Kompetenz und ihres unterschiedlichen Unter­
richts- und Erziehungsstils möglich ist; davon betroffen sind die Verbindlich­
keit der Lehrpläne, die individuelle UnterrichtsgestaItung, der Spielraum der 
Lehrer bei der Benotung, aber auch das "pädagogische Klima" zwischen 
Schulleitung und Lehrerkollegium und das Lehrer-Schüler-Verhältnis. Kriti­
sche Akzente wurden durch die Betonung einer eher partnerschaftlichen Kom­
munikation auf allen Ebenen schulischen Arbeitens gesetzt, die im Gegensatz 
zum traditionellen hierarchischen Führungsverhalten in der Schule zu sehen 
ist. Die Diskussion um die vorgegebenen Bildungs- und Erziehungsziele 
wurde bis zum 40. Jahrestag der Republikgründung auf die Problematik ihrer 
Umsetzung verkürzt und damit aus der Erörterung in der Öffentlichkeit aus­
geklammert; diese Fragen sind aber nun nicht mehr nur allein Angelegenheit 
zentraler parteipolitischer Gremien in der DDR, sondern vielmehr Gegenstand 
der Diskussion unter Lehrern wie auch einer größeren Öffentlichkeit des 
Landes geworden. Die Abschaffung des Wehrkundeunterrichts stellte eine 
erste greifbare Konsequenz aus der veränderten bildungspolitischen Situation 
dar. Ministerpräsident H. Modrow kündigte in seiner Regierungserklärung 
vom November 1989 bereits an zu prüfen, "wieweit die Eigenverantwortung 
... der Schulen ... erhöht" werden könne; auch bekannte er sich zu "radikalem 
Abbau jeder Reglementierung" in der Leitung des Bildungswesens (Deutsche 
Lehrerzeitung, 1989,47, S. 1). 
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4. Resümee und Ausblick 

In beiden deutschen Staaten gehören zum offiziellen Lehrerleitbild ein 
hoher persönlicher, fachlicher und pädagogischer Anspruch. Dennoch ist es 
bei der Ausgestaltung des Zugangs zum Lehrerberuf weder in der Bundesre­
publik (freier Studienzugang, aber fehlende Anstellungsgarantie) noch in der 
DDR (bedarfsorientierte Zulassung zur Lehrerausbildung bei gleichzeitiger 
Arbeitsplatzgarantie) gelungen, unter Berücksichtigung von Gesichtspunkten 
der Bildungsgerechtigkeit die für den Lehrerberuf besonders motivierten und 
geeigneten Jugendlichen anzuziehen bzw. zu gewinnen. Die Benachteiligung 
einzelner Studentengenerationen, die unausgewogene Altersstruktur sowie die 
Feminisierungstendenz bedürften bei einer Übereinstimmung in den Grundzü­
gen in ihren dennoch nicht unerheblichen Abweichungen (z.B. Bundesrepu­
blik 55 %, DDR 75 % weiblicher Lehrer) künftig noch einer genaueren 
Untersuchung. 

Zwar haben sich die sozialpolitischen Bedingungen der Lehrerarbeit in 
beiden deutschen Staaten gegenüber der Vergangenheit bemerkenswert ver­
bessert; sie varüeren jedoch ebenfalls und sind in ihren Auswirkungen erst 
ansatzweise vergleichend untersucht worden9• 

Ein gleichermaßen eindeutiges positives Urteil über die pädagogischen 
Freiräume und ihre tatsächliche Nutzung durch die Lehrer ist nicht möglich. 
Der rechtlich verbürgten "pädagogischen Freiheit" des Lehrers in der B undes­
republik stand die autoritative Geltung von Parteidirektiven und staatlichen 
Regelungen in der DDR gegenüber; eine vollständige Planung und Kontrolle 
des Lehrerhandelns ist aber auch dort nie realisierbar gewesen und jetzt auch 
als Ziel zurückgedrängt worden. 

Auch die deutsche Verwaltungstradition, die mit ihrer Vermischung von 
Aufsicht bzw. Kontrolle und Beratung in der Person des Schulrats in beiden 
deutschen Staaten fortlebt, wirkte sich in der Bundesrepublik weniger prägend 
als in der DDR aus. Das Prinzip einer hierarchisch-zentralistischen Anord­
nungsstruktur setzte sich dort in der direktoralen Schulleitung fort. Die Über­
nahme leitender Funktionen ist bislang mit einer obligatorischen Parteizuge­
hörigkeit verbunden gewesen. Konflikte zwischen den einzelnen Ebenen, die 
in der Bundesrepublik seitens der Mitwirkungsorgane der Lehrer, aber auch in 
der Öffentlichkeit durch die Lehrerverbände ausgetragen werden, blieben in 
der DDR bislang verdeckt. Sollten sie künftig durch zunehmende öffentliche 
Diskussion besser zu erschließen sein, ergibt sich ein weites Feld für entspre­
chende vergleichende Untersuchungen. 

Bedeutsam wären auch weitere Klärungen und Forschungen zur gewerk­
schaftlichen und politischen Organisation nicht nur der Lehrer in der Bundes-
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republik, sondern auch in der DDR. Die dortige Einbindung in eine Einheits­
gewerkschaft, die gleichzeitig die Interessen von Staat und Partei und ihrer 

Mitglieder vertrat, scheint gegenwärtig deutlich infrage gestellt zu werden; ein 

politisches Engagement in neuen politischen Gruppierungen neben der SED 

dürfte zunehmen. 

Bei der Lehrstoffauswahl, Methodenfreiheit, Schülerbeurteilung und im 

individuellen "Stil" des Umgangs mit dem Schüler hat der Lehrer in der 
Bundesrepublik bislang wesentlich mehr Spielraum als sein Kollege in der 

DDR. So wird in allen Bundesländern ohne Einschränkungen von der "didak­

tischen Verantwortung des Lehrers" gesprochen; sie ist in ihren facettenrei­

chen Handlungsformen und Konsequenzen sogar Gegenstand der Lehreraus­

bildung. Dennoch besagt dieses freilich noch nichts darüber, daß der gegebene 

Spielraum auch immer in pädagogisch verantwortlicher Weise wahrgenom­

men wurde und wird. Erscheinungen, wie der "vorauseilende juristische Ge­

horsam" mancher Lehrer bedürften der näheren Analyse bezüglich ihrer Ursa­

chen und selbstbeschränkenden, oft hinderlichen Konsequenzen. 

Auch in der DDR haben verschiedene Faktoren dazu geführt, daß selbst die 

vorhandenen geringeren Freiräume - etwa bei der Zensierung der Schullei­

stungen - von den Lehrern nicht zufriedenstellend genutzt wurden, da sie 

primär einen Erfolgsnachweis ihrer eigenen Tätigkeit brauchten. Ein Nachhol­

bedarf an eigenverantwortlicher Entscheidung wurde in der DDR bereits in 
den letzten Jahren auch von amtlicher Seite zugegeben, die neue Entwicklung 

(u.a. Freigabe der Unterrichtsthemen im Geschichts- und Staatsbürgerkun­

deunterricht), traf jedoch viele der an einen "Dienst nach Vorschrift" gewöhn­

ten Lehrer unvorbereitet und hilflos an. Auch heute noch geht jener Lehrer in 

der DDR ein weitaus größeres persönliches und politisches, möglicherweise 

aber auch pädagogisches Wagnis ein, der eine "Selbstverwirklichung" als 

Pädagoge anstrebt. Schließlich ist auch zu bedenken, daß die gegenwärtige 

Situation in der DDR als "revolutionär" bezeichnet worden ist und für die 

Pädagogen wie auch die Schule eine solche Lage stets eine Herausforderung 

besonderer Art darstellte. 
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